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Der Bundesminister der Justiz 

— 3473/1 — 10 366/60 — 


Bonn, den 25. März 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Beir.: Unterhalt für unehelich geborene Kinder 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Werber 
und Genossen 
— Drucksache 1667 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 

wie folgt: 

1. Nach den Bestimmungen des BGB gibt es keinen Mindest- 
unterhaltssatz für außerehelich geborene Kinder, jedoch 
errechnen die Jugendwohlfahrtsbehörden nach dem durch- 
schnittlichen Lebensbedarf eines Kindes Unterhaltssätze, 
die nach der Lebensstellung der Mutter und zum Teil auch 
nach Altersgruppen gestaffelt werden. Diese von den 
Jugendbehörden errechneten Bedarfssätze werden bei der 
gerichtlichen Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs zu 
Grunde gelegt, sind jedoch für die Gerichte nicht verbind- 
lich. Der Bundesregierung liegen keine vollständigen 
Unterlagen über die augenblickliche Höhe der Unterhalts- 
sätze bei einfachster Lebensstellung der Mutter vor. Da 
aber bei der Feststellung des Lebensbedarfs die örtlichen 
Verhältnisse zu berücksichtigen sind, erscheint es in An- 
betracht der Unterschiede des Preisni\^eaus innerhalb 
der Bundesrepublik und der unterschiedlichen Lebens- 
haltungskosten in Stadt und Land nicht ausgeschlossen, 
daß die von den Jugendbehörden errechneten Mindest- 
unterhaltssätze zwischen etwa 50, — DM und 75, — DM 
monatlich schwanken. 

2. In Anbetracht der verfassungsmäßig gewährleisteten Un- 
abhängigkeit der Richter erscheint es unvermeidlidi, daß 
die für die Bemessung der Unterhaltsrente maßgebenden 
Umstände und die Voraussetzungen für die Abänderung 
eines Unterhaltsurteils von den Gerichten unterschiedlich 
beurteilt werden. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, 
daß gerichtliche Entscheidungen über Unterhaltsansprüche 
unehelicher Kinder untereinander auffälligere Unterschiede 
aufweisen als beispielsweise Urteile über sonstige Unter- 
haltsansprüche. Es ist im Gegenteil anzunehmen, daß die 
bei Unterhaltsansprüchen unehelicher Kinder übliche Schema- 


Druck: Buchdruckerel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 



Drucksadle 1764 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


tisierung zu einer gewissen Angleichung führt und daß 
die durch den Ermessensspielraum des Richters bedingte 
unterschiedliche Beurteilung sich bei anderen Unterhalts- 
entscheidungen häufiger und stärker auswirkt. 

3. Die Bundesregierung hält eine Änderung der für die Be- 
messung des Unterhalts unehelicher Kinder maßgebenden 
gesetzlichen Vorschriften im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
für angebracht. Eine einheitlichere Bemessung der Unter- 
haltsansprüche unehelicher Kinder könnte gesetzlich nur 
durch eine weitere Schematisierung erreicht werden, ins- 
besondere durch die bindende Festsetzung von Unterhalts- 
sätzen, die außer nach der Lebensstellung der Mutter auch 
nach Ortsklassen und nach Altersstufen gestaffelt werden 
könnten. In dieser Richtung gehende gesetzgeberische 
Maßnahmen würden aber die Unterhaltsregelung für un- 
eheliche Kinder noch weiter als bisher von der für eheliche 
Kinder geltenden Regelung entfernen. Das Verfassungs- 
gebot des Artikel 6 Abs. 5 GG verpflichtet aber im Gegen- 
teil, zu prüfen, ob und inwieweit im Rahmen einer Reform 
des Unehelichenrechts die Unterhaltsregelung für uneheliche 
Kinder derjenigen der ehelichen Kinder angeglichen werden 
kann. 

Es empfiehlt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht, der Entscheidung dieser mit der Gestaltung der 
gesamten Rechtsstellung des unehelidien Kindes zusammen- 
hängenden Frage durch gesetzgeberische Einzelmaßnahmen 
vorzugreifen. 

Die Bundesregierung begrüßt die zwischen den obersten 
Jugendbehörden und Statistischen Landesämtern im Gange 
befindlichen Bestrebungen, das der Unterhaltsbemessung 
für uneheliche Kinder zu Grunde zu legende Bedarfsschema 
(vgl, rrDer Amtsvormund" XXIX, 241) zu vereinheitlichen, 
um auf diese Weise zu einer einheitlichen Grundlage für 
die Bemessung des Unterhalts zu kommen. Auch bei Zu- 
grundelegung eines einheitlichen Bedarfsschemas muß 
allerdings der angemessene Unterhalt unehelicher Kinder 
unter Berücksichtigung der örtlichen Verschiedenheiten 
und der persönlichen Verhältnisse weiterhin verschieden 
hoch bemessen werden. 
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